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Abstimmung
Bezirke

Zersiedelungs- 
initiative

Ja Nein

Saane 9304 11 850
Sense 2990 7146
Greyerz 3992 5579
See 3063 6106
Glane 1717 2850
Broye 2565 4960
Vivisbach 1326 2349
Ausland-CH 769 1092
Total 25 726 41 932
Kanton in % 38,02 61,98

Abstimmung
Grossfreiburg

Zersiedelungs- 
initiative

Ja Nein

Avry 167 296
Belfaux 263 338
Corminboeuf 281 418
Freiburg 3692 3573
Givisiez 184 286
Granges-Paccot 200 272
Marly 779 929
Matran 124 232
Villars-sur-Glâne 989 1237
Total Saane 6679 7581

Abstimmung
Sensebezirk

Zersiedelungs- 
initiative

Ja Nein

Alterswil 167 343
Bösingen 231 611
Brünisried 39 128
Düdingen 593 1363
Giffers 92 204
Heitenried 80 248
Plaffeien 197 568
Plasselb 51 168
Rechthalten 62 202
Schmitten 331 641
St. Antoni 152 379
St. Silvester 59 126
St. Ursen 103 216
Tafers 233 518
Tentlingen 93 209
Ueberstorf 163 445
Wünnewil-Flamatt 344 777
Total 2990 7146
Jaun 22 121

Abstimmung
Seebezirk

Zersiedelungs- 
initiative

Ja Nein

Courgevaux 109 208
Courtepin 353 510
Cressier 91 141
Fräschels 53 119
Galmiz 60 138
Gempenach 25 65
Greng 20 40
Gurmels 273 694
Kerzers 357 825
Kleinbösingen 61 118
Merlach 67 173
Misery-Courtion 192 268
Mont-Vully 387 637
Muntelier 144 301
Murten 722 1521
Ried 104 258
Ulmiz 45 90

Total 3063 6106

Die Menschenkenner vom Arbeitsamt
Rund 600 Kontrollen pro Jahr führen die Freiburger Schwarzarbeitsinspektoren durch. Dabei gilt es nicht nur, 
Dokumente zu überprüfen, sondern auch Gesichter zu lesen. Die FN waren bei einer Inspektion im Sensebezirk dabei.

Nadja Sutter

FREIBURG Als Sébastien die Ga­
rage betritt, fühlt sich der Ar­
beiter offensichtlich ertappt. 
Er lässt seine Werkzeuge fal­
len und eilt zur Tür auf der an­
deren Seite der Garage. Doch 
dort wartet bereits Sébastiens 
Kollege Charles. «Arbeiten Sie 
hier? Wir würden gern Ihren 
Ausweis sehen», sagt er freund­
lich, aber bestimmt.

Sébastien und Charles heis­
sen in der Realität anders, 
ebenso wie ihre Kollegen Olivia 
und Christian, die ebenfalls 
bei der Kontrolle dabei sind. 
Sie alle arbeiten beim kantona­
len Arbeitsamt als Schwarz­
arbeitsinspektoren und möch­
ten lieber anonym bleiben. Pro 
Jahr führen sie rund 600 Kont­
rollen bei Betrieben im ganzen 
Kanton durch, auch nachts 
und am Wochenende. Sie prü­
fen, ob Sozialversicherungsbei­
träge und die Quellensteuer be­
zahlt werden und ausländische 
Arbeitnehmer eine Arbeitsbe­
willigung haben. Die Hälfte 
der Kontrollen wird nach dem 
Zufallsprinzip durchgeführt, 
die andere Hälfte nach Hinwei­
sen anderer Ämter, etwa des 
Migrationsamts. Die In­
spektoren melden verdächtige 
Fälle den zuständigen Ämtern 
weiter; sie selbst können keine 
Sanktionen aussprechen.

Heute sind sie bei einer gros­
sen Garage im Sensebezirk. Es 
ist eine Nachkontrolle; bei frü­
heren Kontrollen hatten sie be­
reits Unregelmässigkeiten fest­
gestellt. Charles befragt nun 
den Arbeiter, der gebrochen 
Deutsch spricht. Sébastien 
spricht mit dem Patron der Ga­
rage. Die Inspektoren befragen 
die beiden in verschiedenen 
Ecken der Garage, damit sie 
sich nicht absprechen können.

Heftige Diskussion
«Das ist mein Bruder, er ist 

hier in den Ferien und hilft 
aus», sagt der Patron zu Sébas­
tien. «Seit wann ist er hier?», 
fragt Sébastien. «Eine Woche, 
ungefähr, vielleicht zehn Ta­

ge.» Der Patron blickt zu sei­
nem Bruder, doch der steht 
hinter einem halb reparierten 
Auto. Sébastien hakt nach. «Sie 
wissen das Datum also nicht 
genau?» Der Mann murmelt et­
was, blickt wieder zu seinem 
Bruder. «Nein, Sie dürfen nicht 
mit ihm sprechen», sagt der 
Kontrolleur.

Der Sohn des Patrons be­
tritt nun die Garage. Olivia und 
Christian nehmen ihn zur Sei­
te und erklären, wer sie sind. 
Olivia kontrolliert seinen Aus­
weis und fragt: «Seit wann ar­
beiten Sie bei Ihrem Vater? Ha­
ben Sie einen Arbeitsvertrag?» 
Der junge Mann beantwortet 
die Fragen knapp und etwas 
schnippisch. Sobald die Kont­

rolleure die Befragung von Pa­
tron und Sohn beendet haben, 
diskutieren die beiden heftig in 
ihrer Muttersprache.

Nicht besonders beliebt
«Klar, wir sind nicht beson­

ders beliebt, wenn wir vorbei­
kommen», erklärt Olivia später. 
Sie sei bei der Inspektion einer 
Küche einmal sogar mit einem 
Messer bedroht worden. Doch 
das sei ein Einzelfall, meistens 
seien die Leute zwar genervt, 
lenkten aber bald ein und ko­
operierten. «Wir sind speziell 
geschult, um auch in heiklen 
Situationen ruhig zu bleiben», 
sagt sie. «Eskaliert die Situa­
tion, gehen wir vom Platz und 
kommen zu einem späteren 

Zeitpunkt wieder, wenn nötig 
mit Polizei.»

Einige der Kontrollierten lü­
gen. Sehr oft hörten die In­
spektoren, jemand sei nur zum 
Schnuppern im Betrieb, sagt 
Olivia. Lügen müssten sie er­
kennen können. «Es braucht 
schon etwas Menschenkennt­
nis, um als Inspektorin zu ar­
beiten.» Christian stimmt 
dem zu. Er hat vorher als Poli­
zist gear beitet. «Das hilft mir, 
 manche Situationen einzu­
schätzen.»

In der Garage hat sich die La­
ge entspannt. Der Patron bietet 
den Kontrolleuren Kaffee an, 
Sébastien lehnt höflich ab und 
gibt dem Mann verschiedene 
Dokumente. «Hier können Sie 

nachlesen, wo Sie Ihren Bruder 
anmelden müssen, wenn er bei 
Ihnen arbeiten will.»

Olivia erklärt später, man 
lege viel Wert auf Prävention, 
die Kontrolleure führen auch 
Schulungen durch. «Viele Leu­
te wissen nicht, dass sie ihre 
AHV­ und Pensionskassenbei­
träge selbst einsehen und so 
überprüfen können, ob der Ar­
beitgeber diese bezahlt.»

Damit der Arbeiter in der Ga­
rage seines Bruders seine Situ­
ation klären kann, muss er sich 
nun bei der Fremdenpolizei 
melden. Er erkundigt sich, wie 
er das tun muss, und wirkt nun 
nicht mehr nervös. Zum Ab­
schied lächelt er und gibt den 
Kontrolleuren die Hand. 

Ein Kontrolleur mit Kamera: Damit kann er Dokumente wie Arbeitsverträge fotografieren. Bild Aldo Ellena

Trotz Nein ist die Botschaft angekommen
Der Kanton Freiburg hat wie das Schweizer Stimmvolk Nein gesagt zur Zersiedelungsinitiative. 
Grundsätzlich teilt das Volk die Anliegen des Vorstosses, vertraut aber auf bestehende Instrumente.

Urs Haenni

FREIBURG Die Freiburger 
Stimmbürger haben die Zersie­
delungsinitiative der Jungen 
Grünen mit 62 gegen 38 Pro­
zent abgelehnt. Der Ja­Stim­
men­Anteil lag höher als auf 
nationaler Ebene, wo 36 Pro­
zent ein Ja in die Urne legten.

Am meisten Sympathie fand 
die Volksinitiative im Saane­
bezirk mit 44 Prozent Ja. Be­
merkenswert: Als einzige Frei­
burger Gemeinde stimmte die 
Stadt Freiburg mit 50,8 Prozent 
knapp Ja zur Initiative. Inner­
halb des Kantons war die Ab­
lehnung in Deutschfreiburg 
am stärksten. Im Sensebezirk 
lag der Ja­Anteil bei 29,5 und 
im Seebezirk bei 33,4 Prozent.

Die Stimmbeteiligung be­
trug im Kanton Freiburg  
33,5 Prozent. Am höchsten war 
sie im Seebezirk, wo auch über 
die ARA abgestimmt wurde.

Bei den Gegnern der Initiati­
ve war die Zufriedenheit über 
das Resultat gross. CVP­Stän­
derat Beat Vonlanthen be­
zeichnete die Initiative der 
Jungen Grünen als «gefährlich 
und kontraproduktiv.»

«Die Botschaft zum Schutz 
des Kulturlands ist mit dem 
Raumplanungsgesetz schon 
seit einigen Jahren durchge­
drungen», so Vonlanthen. Das 
nationale Gesetzes habe bereits 
Wirkung gezeigt. «Seit 2012 ha­
ben die Bauzonen nicht mehr 
zugenommen, obwohl die Be­
völkerung weiter gewachsen 
ist», betont er. Eine zweite Ver­
sion des Gesetzes ziele erneut 
darauf hin, die Zersiedelung 
zu stoppen und für eine bes­
sere Verdichtung zu sorgen. 
Auch der beim Bund deponier­
te kantonale Richtplan zielt in 
diese Richtung. Anders als die 
Zersiedelungsinitiative sei das 
Raumplanungsgesetz flexibel 
in der Anwendung.

Besorgt um einige Regionen
Diese Meinung teilt CVP­Na­

tionalrätin Christine Bul liard­
Marbach, Mitglied des natio­
nalen Nein­Komitees. Für sie 
wäre ein Ja insbesondere für 
die Landwirtschaft schädlich 
gewesen. Gewächshäuser oder 
Masthallen hätten bei Annah­
me in Bauzonen platziert wer­
den müssen. Auch für Tou­
rismusregionen hätte gemäss 

Bulliard ein Ja negative Aus­
wirkungen gehabt. Allgemein 
glaubt die Präsidentin der Ar­
beitsgemeinschaft für Bergge­
biete, dass die Zersiedelungs­
initiative der Entvölkerung der 
Bergregionen Vorschub geleis­
tet hätte. 

Für SP­Präsident Benoit 
Piller illustriert das Abstim­
mungsresultat das Bewusst­
sein der Bevölkerung, dass 
 Kulturland nicht unlimitiert 
vorhanden ist. Seine Partei 
hatte die Initiative zwar unter­
stützt, aber auch auf Risiken 
hingewiesen. «Bei einer An­
nahme hätte eine Erhöhung 
der Mietpreise gedroht», so Pil­
ler. «Und der Austausch von 
Bauland zwischen Gemeinden 
hätte zu einer Tauschbörse 
führen können.» So aber habe 
das Volk Vertrauen in be­
stehende Instrumente geäus­
sert. Es liege nun an der Politik, 
die korrekte Umsetzung zu 
kontrollieren.

In einem Communiqué zeig­
te sich die Freiburger FDP er­
leichtert über das Resultat. Die 
Initiative hätte bewährte Ver­
fahren infrage gestellt und der 
Wirtschaft schaden können.

Unter den Kantonalpartei­
en hatten die Grünen den Vor­
stoss ihrer Jungpartei mit­
getragen. «Die Jungen Grü­
nen haben die Hauptarbeit ge­
macht und eine Top­Kam pa­
gne realisiert», sagte Gerhard 
Andrey, Vizepräsident der Grü­
nen Schweiz aus Granges­Pac­
cot. «Mit fast 40 Prozent haben 
sie vor allem im Kanton Frei­
burg ein unglaublich gutes Re­
sultat erzielt», so Andrey. «Die 
Gegnerschaft war sehr gross.»

«Zeitgeist getroffen»
Andrey betonte, dass die 

Grundaussage der Initiative 
unbestritten war. «Es war ei­
ne Frage des Wegs zum Ziel, 
aber nicht der Sache an sich. 
Sogar die Gegner sagten nicht, 
das Anliegen der Initiative sei 
falsch.» Deren Versprechen, 
den Schutz des Kulturlands 
durchzusetzen, habe die Kam­
pagne erst ermöglicht.

Für Andrey hat die Zersie­
delungsinitiative den Zeitgeist 
getroffen. «Junge, die auf­
begeh ren und einen anderen 
Weg fordern: Ich glaube, poli­
tisch wird 2019 zum Jahr des 
Klimas.»

Serie

Die Schwarzarbeit 
unter der Lupe
Der Kanton Freiburg ist 
daran, sein Gesetz über 
die Beschäftigung und den 
Arbeitsmarkt abzuändern, um 
besser gegen Schwarzarbeit 
vorgehen zu können. Ein 
Massnahmenplan soll diese 
Revision ergänzen. Auch die 
gemeinsame Kriminalpoli-
tik der Staats anwaltschaft 
und des Staatsrats soll der 
Schwarzarbeit mehr Auf-
merksamkeit verschaffen. Ziel 
sind unter anderem härtere 
Sanktionen. Die Inspektoren 
vom Arbeits amt überprüfen 
bei ihren Kontrollen Betriebe 
aller Branchen ausser Baustel-
len. Dafür ist das Baustellen-
inspektorat zuständig. 
Zahlen über das Ausmass der 
Schwarzarbeit gibt es kaum. 
In einer Artikelserie beleuch-
ten die «Freiburger Nachrich-
ten» verschiedene Facetten 
der Schwarzarbeit im Kanton 
Freiburg. uh/nas


